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23 Länder unterzeichnen Abkommen zum Informationsaustausch über Einkünfte aus 
digitalen Plattformen und Offshore-Finanzanlagen 

Am 9. November, unterzeichneten 23 Länder und Gerichtsbarkeiten die multilaterale 
Vereinbarung der zuständigen Behörden (MCAA) für den automatischen 
Informationsaustausch gemäß den OECD-Musterregeln für die Berichterstattung durch digitale 

Plattformen. Die Vereinbarung ermöglicht es Ländern, automatisch Informationen 
auszutauschen, die von den Betreibern digitaler Plattformen in Bezug auf Transaktionen und 
Einkünfte gesammelt werden. Der jährliche Austausch dieser Informationen wird den 
Steuerverwaltungen und den Steuerzahlern helfen, die korrekte und effiziente Besteuerung 
dieser Einkünfte zu gewährleisten, so die OECD. Am selben Tag unterzeichneten 15 Länder 
eine separate Vereinbarung, die den jährlichen automatischen Austausch von Informationen 
ermöglicht, die von Vermittlern gesammelt wurden.  

 

Legislativvorschläge zur Initiative „Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“ und DAC 8 
werden verschoben 

Die ursprünglich für den 16. November geplante Vorstellung der achten Überarbeitung der 
EU-Richtlinie über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der 
Besteuerung (DAC 8) wurde auf Dezember oder Januar 2023 verschoben, sagte Benjamin 
Angel, Direktor für direkte Steuern der EU-Kommission während einer Konferenz am 8. 
November. Der Vorschlag sieht vor, dass Kryptobörsen und Unternehmen Personen 
identifizieren müssen, die Vermögenswerte auf ihren Plattformen halten. Berichten zufolge 
benötigen die Kommissionsbeamten mehr Zeit, um sicherzustellen, dass der endgültige 
Entwurf mit dem EU-Regelwerk für den Markt für Krypto-Vermögenswerte (MiCA) 
übereinstimmt. Benjamin Angel bestätigte auch, dass der DAC 8-Vorschlag Steuerregelungen 
für natürliche Personen enthalten wird. Laut der vorläufigen Agenda der Kommission wird das 
Paket "Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter" ebenfalls auf den 7. Dezember verschoben. 

 

EU-Rat nimmt überarbeiteten Verhaltenskodex zur Unternehmensbesteuerung an 

Der EU-Rat der EU hat am 8. November, auf der Tagung des Rates "Wirtschaft und Finanzen" 
einen überarbeiteten Verhaltenskodex für die Unternehmensbesteuerung angenommen. Die EU-
Kommission schlug im Juli 2020 eine Reform des Geltungsbereichs des Verhaltenskodexes 
vor, um alle Maßnahmen zu erfassen, die ein Risiko für den fairen Steuerwettbewerb 
darstellen. Im Dezember 2021 sprachen sich jedoch Ungarn und Estland gegen die Reform 
aus. Die Überarbeitung erweitert den Anwendungsbereich der steuerlichen Maßnahmen. Der 
überarbeitete Kodex soll den alten Kodex ab dem 1. Januar 2023 ersetzen. 

https://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/dpi-mcaa-signatories.pdf
https://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/model-rules-for-reporting-by-platform-operators-with-respect-to-sellers-in-the-sharing-and-gig-economy.pdf
https://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/model-rules-for-reporting-by-platform-operators-with-respect-to-sellers-in-the-sharing-and-gig-economy.pdf
https://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/mdr-mcaa-signatories.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/59966/st14452-en22.pdf
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2022/11/08/taxation-finance-ministers-agree-to-strengthen-the-code-of-conduct-used-to-identify-and-curb-harmful-tax-measures-of-member-states/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Taxation%3a+Finance+ministers+agree+to+strengthen+the+code+of+conduct+used+to+identify+and+curb+harmful+tax+measures+of+member+states


Keine Einigung über die „Eurovignetten-Richtlinie“ 

Die EU-Finanzminister konnten sich am 8. November nicht über die Besteuerung von 
schweren Nutzfahrzeugen für die Nutzung der Straßeninfrastruktur (Eurovignetten-Richtlinie) 
einigen. Bulgarien, Portugal, Österreich, Deutschland, Griechenland, Frankreich und Italien 
lehnten Berichten zufolge den Vorschlag der tschechischen EU-Ratspräsidentschaft ab, die 
Mindestsätze bei Inkrafttreten der Richtlinie auf null zu senken, damit die Mitgliedstaaten ihre 
bestehenden Steuersätze für schwere Nutzfahrzeuge beibehalten können. Die Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen waren Berichten zufolge die größten Hindernisse für eine 
einstimmige Einigung.  

Fraktion der Grünen (EFA) im EU-Parlament stellt Fahrplan für eine „grüne“ 
Steuerreform vor 

Mit Blick auf das Symposium der EU-Kommission am 28. November über den Steuermix der 
Zukunft stellte die Fraktion der Grünen/EFA im EU-Parlament am 8. November ihren Fahrplan 
für eine grüne Steuerreform vor. Er beruht auf folgenden Säulen: Bessere 
Entscheidungsfindung für gerechtere Ergebnisse, Schluss mit Steueroasen und 
Steuergeheimnis, Besteuerung von extremem Reichtum, multinationale Unternehmen sollten 
ihren fairen Anteil zahlen, „grüne“ Steuern für eine gerechte Transformation. Benjamin Angel, 
Direktor für direkte Steuern bei der EU-Kommission, stellte die Bereiche vor, die die EU-
Kommission untersucht, um den Steuermix in der EU ins Gleichgewicht zu bringen. 
Darunterfallen: Verbreiterung der Steuerbemessungsgrundlage durch die Besteuerung von 
Krypto-Vermögenswerten, Vermögensbesteuerung, Kampf gegen aggressive Steuerplanung 
und Steuervermeidung, Progressivität bei der Körperschaftssteuer und Verhaltenssteuern. 

EuGH erklärt die Entscheidung der EU-Kommission in der Rechtssache Luxemburg 
und Fiat Chrysler für nichtig 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 8. November, die Entscheidung der EU- 
Kommission aus dem Jahr 2015 für ungültig erklärt, in der festgestellt worden war, dass der 
Luxemburger Steuervorbescheid für Fiat eine mit dem Binnenmarkt unvereinbare staatliche 
Beihilfe darstelle. In seinem Urteil stellte der Gerichtshof fest, dass für die Einstufung als 
staatliche Beihilfe vier Voraussetzungen erfüllt sein müssen: Die fragliche Maßnahme muß in 
einem staatlichen Eingriff bestehen oder auf staatliche Mittel zurückgreifen, dieser Eingriff 
muß geeignet sein, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, der Eingriff muß 
dem Begünstigten einen selektiven Vorteil verschaffen und er muß den vollständigen 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen. Um das Vorliegen eines Vorteils und 
den selektiven Charakter einer solchen steuerlichen Maßnahme zu beurteilen, hielt es der 
Gerichtshof außerdem für erforderlich, das geeignete Bezugssystem für die direkten Steuern 
zu ermitteln. Der EuGH kam zu dem Schluss, dass das Gericht im Jahr 2019 einen 
Rechtsfehler begangen hat.  

Haftungsausschluss 
 
Dieser Newsletter enthält Informationen über die europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden. 
 
 

Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 

https://taxation-customs.ec.europa.eu/road-2050-tax-mix-future/eu-tax-symposium_en
https://www.greens-efa.eu/en/article/policypaper/the-roadmap-towards-a-green-tax-fix
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